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A. Einleitung

Verglichen mit Deutschland sind die USA ein sehr religiöses Land. Seit dem

zweiten Weltkrieg ergab dort jede Umfrage, dass mindestens 95 Prozent an Gott

oder ein höheres Wesen glauben. In Europa geben lediglich die Hälfte der Be-

fragten diese Antwort.1 45 Prozent der US-amerikanischen Bevölkerung besu-

chen regelmäßig einen Sonntagsgottesdienst in einer Kirche, Moschee oder Syn-

agoge. Wie sonst nirgendwo ist Religion im Fernsehen präsent: Fernsehprediger,

die um Mitglieder werben, haben einen festen Programmplatz im täglichen Fern-

sehen, im Kabelfernsehen gar einen eigenen Sender. Die Religiösität durchdringt

das gesamte Leben der US-Amerikaner: Auf allen Zahlungsmitteln steht „In God

we trust.“ geschrieben2, dieser Satz wurde außerdem 1956 mittels eines Gesetzes

zum nationalen Leitsatz erklärt3; in ihrer „Pledge of Allegiance“, die in vielen

Schulen jeden Morgen geleistet wird, bezeichnen sie sich als „one nation under

God“. Gerade dieses Ritual sorgte im Jahre 2002 für viel Aufregung, als ein kali-

fornisches Gericht befand, dass dieser Ausdruck nicht mit dem Neutralitätsgebot

der Verfassung zu vereinbaren sei.4 Diese Entscheidung wurde jedoch zwischen-

zeitlich aus prozessualen Gründen vom Supreme Court aufgehoben.5 Allein am

Grad der Erregung der Politiker und Bürger über die Entscheidung der Vorin-

stanz – den Richtern wurde durch verschiedene Politiker nachgesagt, sie hätten

nicht alle Sinne beieinander – ist zu erkennen, welchen Stellenwert Religion in

der Bevölkerung einnimmt. Bei der Eheschließung besteht die Möglichkeit, statt

vor einer öffentlich-rechtlichen Stelle die Eheschließung durch religiösen Akt zu

wählen, wobei ein Geistlicher die staatliche Funktion übernimmt.6 Präsident

George W. Bush hat sogar ein Büro für das Verhältnis von Kirche und Staat ein-

1 Vgl. Rheinische Post vom 14.04.01 (Im Blickpunkt).
2 1865 wurde das Gesetz erlassen welches eine entsprechende Prägung von Münzen erlaubte. Erst

1955 erließ der Kongress ein Gesetz, das vorschrieb, dass alle Zahlungsmittel diesen Schriftzug

tragen müssen.
3 Ein Appellationsgericht stellte fest, dass sowohl das „Staatsmotto“ als auch der Aufdruck auf

dem Geld lediglich patriotischen und zeremoniellen Stellenwert und keine religiöse Bedeutung

(mehr) habe, Aronow v. U.S., 432 F. 2d 242 (243) (C. A. 9th Cir., 1970).
4 Newdow v. U.S. et al, 328 F. 3d 466 (C. A. 9th Cir., 2002).
5 Elk Grove Unified School District v. Newdow, 124 S. Ct. 2301 (2004).
6 Hay, US-Amerikanisches Recht, Rn. 4.
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gerichtet7. Der Staat macht sich Religion zu Nutze, um von ihrem stabilisierenden

Einfluss zu profitieren, indem er ihre Existenz unter anderem durch die Verwen-

dung religiöser Handlungen in offiziellen Zusammenhängen indirekt fördert und

zu steuern versucht. Das ganze US-amerikanische Leben ist geprägt von einer

allgemeinen Gottgläubigkeit.8 In den USA steht die Wiege zahlreicher neuer Re-

ligionen. Die Volkzählung 1980 ergab, dass es dort über 2200 verschiedene reli-

giöse Bekenntnisse gibt.9 Grundrechte im Allgemeinen und die Religionsfreiheit

im Besonderen gehören zu den wichtigsten Grundlagen nicht nur des US-

amerikanischen Verfassungsrechts, sondern des US-amerikanischen Lebens

überhaupt.10

Die Entscheidungen des Supreme Court11 in den USA genießen in der Öffent-

lichkeit immer größte Aufmerksamkeit. Bereits in den sechziger Jahren stieß die

Rechtsprechung des Gerichts in Bezug auf die strenge Trennung von Kirche und

Staat auf scharfen Protest in der Bevölkerung, der sogar bis zu dem Vorschlag

reichte, die gerichtlich untersagten Schulgebete doch mittels eines entsprechen-

den Zusatzartikels (Amendment) wieder einzuführen.12 Hunderte von Vorschlä-

gen für Verfassungsergänzungen bezüglich der Religionsfreiheit wurden im Lau-

fe der Zeit in den Kongress eingebracht, ohne dass ein einziger die notwendige

Mehrheit im Kongress bzw. in den Einzelstaaten fand.13 1997 kam es zu Diffe-

renzen zwischen dem Supreme Court und dem Kongress, als das Gericht den

„Religious Freedom Restoration Act“ (kurz: RFRA), der fast einstimmig von den

beiden Kammern des Kongresses – Repräsentantenhaus und Senat – beschlossen

worden war14, für verfassungswidrig erklärte.15 Der Kongress hatte zuvor nicht zu

7 S. F.A.Z. N26, 31.01.2001, S. 6.
8 Krings, Religion-Staat-Gesellschaft, Jg. 1 (2000), 261 (289f.).
9 Heller, USA – Verfassung und Politik, S. 48.
10 So auch Hay, US-Amerikanisches Recht, Rn. 62.
11 Soweit nicht anders vermerkt, ist mit Supreme Court der U.S. Supreme Court und nicht ein

Supreme Court eines Gliedstaats, mit Verfassung die Bundesverfassung gemeint.
12 Krings, ZaöRV (58) 1998, 147.
13 Miller/Flowers, Neutrality S. 4.
14 Einstimmig im Repräsentantenhaus und lediglich 3 Gegenstimmen im Senat. Repräsentanten-

haus: Cong. Rec. 139, H2363 /Tagesausg. 11.5.1993) u. H8715 (Tagesausg. 3.11.1993); Senat:

Cong. Rec. 139, S14471 (Tagesausg. 27.10.1993) nach Krings, ZaöRV (58) 1998, 147 (157).
15 City of Boerne v. Flores, 521 U.S. 507 (1997).
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verbergen versucht, dass der Zweck des Gesetzes die Korrektur einer für verfehlt

gehaltenen Wende in der Rechtsprechung des Supreme Court war.

Die Rechtsprechung des Supreme Court ist stets durch die (politische) Ausrich-

tung der durch den Präsidenten der USA mit Zustimmung des Senats auf Lebens-

zeit ernannten neun Richter geprägt.16 Einige Urteile wären mit großer Wahr-

scheinlichkeit bei einer anderen Besetzung des Supreme Court anders

entschieden worden. Das US-amerikanische Verfassungsrecht ist somit durch

Wechsel auf der Richterbank einem gewissen Wandel unterworfen.17 Es ist schon

mehrfach vorgekommen, dass eine Entscheidung, die mit einer 5:4 Mehrheit ge-

troffen wurde, schon bald anders entschieden wurde.18 Seit 1969 haben vier re-

publikanische Präsidenten zehn neue Supreme-Court-Richter zum Teil mit dem

ausdrücklichen Ziel ernannt, eine konservative Wende in der Rechtsprechung

herbeizuführen.19 Gerade aufgrund der Tatsache, dass die Richter auf Lebenszeit

ernannt werden, vermag ein Präsident durch die Ernennung eines Richters einen

politischen Einfluss auf die höchstrichterliche Rechtsprechung zu nehmen, der

weit über seine Amtszeit hinausreicht.20 Gleichermaßen ist das Verfassungsrecht

natürlich dadurch geprägt, dass das US-amerikanische Rechtssystem auf der eng-

lischen Rechtstradition des common law aufbaut und ist durch die Bedeutung der

Präjudizien größerem und schnellerem Wandel unterworfen als in Deutschland.21

Das Verfassungsrecht der USA zu untersuchen, heißt deshalb, die Entscheidun-

gen des Supreme Court zu analysieren.

Wie aber wird Religion in den USA in der höchstrichterlichen Rechtsprechung

behandelt? Diese Untersuchung beschäftigt sich vorwiegend mit der individuellen

Religionsfreiheit. Gerade diese Garantie stellt den sie gewährleistenden Staat vor

16 Kroll, JuS 1987, 944 (945).
17 Einen interessanten synoptischen Überblick über die Besetzung des Supreme Court im Hinblick

auf die Frage, welche Entscheidungen von staatskirchenrechtlicher Bedeutung von welchen Rich-

tern getragen wurden, geben Miller/Flowers, Neutrality, S. 778ff.
18 S. z.B. Plyler v. Doe, 457 U.S. 202 (1982) gegenüber San Antonio Independent School District
v. Rodriguez, 411 U.S. 1 (1973) nach Brugger, ZRP 1987, 52 (56).
19 Currie, JöR 46 (1998), 511, 512; vgl. zur Einflussnahme der Exekutive durch die Ernennung

neuer Richter: Stone/Seidman/Sunstein/Tushnet, S. 78ff. m.w.N.
20 Brugger, ZRP 1987, 52.
21 So auch Heller, USA – Verfassung und Politik, S. 17; Kriele, Der Staat 1965, 195 (198).
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das Problem, dass sich Bürger durch das Berufen auf ihre Religion von der Gel-

tung der allgemein gültigen Gesetze befreien wollen.22 Die Verfassung garantiert

dem Einzelnen die Freiheit, gemäß seiner Religion zu leben. Gerade an diesem

Freiheitsrecht lässt sich besonders deutlich der Umgang des Staats mit Religion

erkennen. Wo zieht der Staat die Grenze, wenn es um die freie Entfaltung seiner

Bürger geht? In welchem Umfang kann sich ein Bürger auf die Garantien der

Verfassung berufen und so Ausnahmeregelungen für sich in Anspruch nehmen?

Was versteht die Verfassung unter dem Begriff Religion? Dies sind nur wenige

der Fragen, vor die sich der Supreme Court gestellt sah und die es hier aufzuar-

beiten gilt.

Weder in der amerikanischen noch in der deutschen Literatur existierte bislang

eine umfassende Fallanalyse in Bezug auf die Entwicklung der Rechtsprechung

des Supreme Court zur free-exercise-Klausel.23, 24 Amerikanische Verfassungs-

rechtslehrbücher stellen die Rechtsprechung dazu oftmals nach Themengebieten

geordnet dar und verschließen sich so der Möglichkeit, die historische Entwick-

lung nachzuvollziehen. In der deutschen Literatur wurde der Rechtsprechung des

Supreme Court zur free-exercise-Klausel und zu ihren Grenzen bis heute wenig

Beachtung geschenkt. Aus diesem Grunde orientiert sich die vorliegende Unter-

suchung an der historischen Entwicklung der Rechtsprechung des Supreme Court

und ist dem entsprechend gegliedert. Zuweilen jedoch werden einige Themenbe-

reiche aufgrund ihres Sachzusammenhangs herausgelöst aus der strengen zeitli-

chen Abfolge erörtert, um ein leichteres Verständnis zu ermöglichen. Eingangs

(Gliederungspunkt B.) wird die Rolle des Supreme Court im Verfassungssystem

der USA dargestellt, um aufzuzeigen, auf welche Weise ein Fall vor dieses Ge-

richt kommen kann und welche Bedeutung die Entscheidungen des Gerichts ha-

ben. Als Abschluss der Ausführungen zur free-exercise-Klausel (Gliederungs-

punkt C.) wird erläutert, welche Definition von Religion der Supreme Court

22 Vgl. Krings, Religion-Staat-Gesellschaft 1 (2000), 261 (262) m.w.N.
23 S. zu der Unterscheidung der zwei „Klauseln“ der Verfassung zur Religionsfreiheit die Einlei-

tung unter C. I.
24 Zur Entwicklung der Rechtsprechung des Supreme Court zur establishment-Klausel hingegen

vgl. z.B. Miller/Flowers, Neutrality, S. 283ff.
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seinen Urteilen zu Grunde gelegt und wie sich auch hier die Rechtsprechung ent-

wickelt hat (Gliederungspunkt C. IV.).


